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Der Schutz des Klimas als Beitrag zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen ist von 

herausgehobener gesellschaftlicher Bedeutung. Die Politik reagiert hierauf mit den ihr zur Ver-

fügung stehenden Instrumenten wie (1) Informationskampagnen, (2) Förderprogramme, (3) 

Übernahme einer Vorbildrolle im eigenen Verantwortungs- und Zuständigkeitsbereich der öf-

fentlichen Hand, (4) Anpassung marktwirtschaftlicher Instrumente und (5) Ordnungsrecht. Da-

bei hat das Ordnungsrecht durch die Formulierung und Durchsetzung verbindlicher Anforde-

rungen eine besondere Bedeutung.  

 

Eine Grundlage bildet das Grundgesetz: „Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künf-

tigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfas-

sungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht 

durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.“ Art 20a GGi 

 

Seit 2019 verfügt Deutschland über ein Bundes-Klimaschutzgesetz mit einem aktuellen Stand 

aus dem Jahr 2021. „Grundlage bildet die Verpflichtung nach dem Übereinkommen von Paris 

aufgrund der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, wonach der Anstieg der globa-

len Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius und möglichst auf 1,5 Grad 

Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen ist, um die Auswirkungen des 

weltweiten Klimawandels so gering wie möglich zu halten.“ Auszug aus §1 KSGii  

 

Im Detail gibt es Anforderungen wie: 

• „Bis zum Jahr 2045 werden die Treibhausgasemissionen so weit gemindert, dass Netto-

Treibhausgasneutralität erreicht wird. Nach dem Jahr 2050 sollen negative Treibhaus-

gasemissionen erreicht werden.“ 

• „Die Träger öffentlicher Aufgaben haben bei ihren Planungen und Entscheidungen den 

Zweck dieses Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele zu berücksichtigen.“ 

• „Der Bund prüft bei der Planung, Auswahl und Durchführung von Investitionen und bei der 

Beschaffung, wie damit jeweils zum Erreichen der nationalen Klimaschutzziele nach § 3 

beigetragen werden kann. Kommen mehrere Realisierungsmöglichkeiten in Frage, dann ist 

in Abwägung mit anderen relevanten Kriterien mit Bezug zum Ziel der jeweiligen Maß-

nahme solchen der Vorzug zu geben, mit denen das Ziel der Minderung von Treib-

hausgasemissionen über den gesamten Lebenszyklus der Maßnahme zu den ge-

ringsten Kosten erreicht werden kann.“ 

• „Bei der Anwendung von Wirtschaftlichkeitskriterien sind bei vergleichenden Betrachtungen 

die dem Bund entstehenden Kosten und Einsparungen über den jeweiligen gesamten Le-

benszyklus der Investition oder Beschaffung zugrunde zu legen.“ 

• „Der Bund setzt sich zum Ziel, die Bundesverwaltung bis zum Jahr 2030 klimaneutral zu 

organisieren. … Die Klimaneutralität der Bundesverwaltung soll insbesondere durch die 

Einsparung von Energie, durch die effiziente Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und 

Speicherung von Energie sowie durch die effiziente Nutzung erneuerbarer Energien und 

die Wahl möglichst klimaschonender Verkehrsmittel erreicht werden. Dabei ist auf die effi-

ziente Nutzung natürlicher Ressourcen zu achten.“ 

• Unbeschadet der Vereinbarkeit mit Bundesrecht können die Länder eigene Klimaschutz-

gesetze erlassen. Die bestehenden Klimaschutzgesetze der Länder gelten unbeschadet 

der Vereinbarkeit mit Bundesrecht fort.“ 



 

Deutlich werden die Netto-Treibhausgasneutralität als Ziel und der Lebenszyklusansatz 

als Grundlage für Variantenvergleiche und Wirtschaftlichkeitsrechnung.  

 

Das Bundes-Klimaschutzgesetz wird ergänzt durch Landes-Klimaschutzgesetzeiii mit jeweils 

spezifischen Anforderungen. Das Klimaschutzgesetz in Baden-Württemberg sieht in definier-

ten Fällen die Anwendung eines CO2-Schattenpreises bei Wirtschaftlichkeitsunter-suchungen 

zu Bauvorhaben vor.  

 

Verwiesen wird auf die Allgemeine Verwaltungsvorschrift des Bundes AVV Klimaiv. 

 

Bezogen auf das Planen, Bauen und Betreiben von Gebäuden formuliert zunächst das Bau-

gesetzbuch folgende allgemeine Anforderungen: „Den Erfordernissen des Klima-schutzes 

soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, 

die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.“ Auszug aus §1a 

BauGBv 

Dies ist eingebettet in die Anforderungen an die Bauleitplanung: „Die Bauleitpläne sollen eine 

nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umwelt-schüt-

zenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen mitei-

nander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bo-

dennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. Sie 

sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebens-

grundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpas-

sung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt 

und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die 

städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“ Aus-

zug aus §1 BauGB 

 

Für den Bereich der betriebsbedingten Emissionen im Lebenszyklus von Gebäuden lässt sich 

das Gebäudeenergiegesetz in seiner jeweils gültigen Fassung anwenden. In den formulierten 

Zielen wird der Aspekt des Klimaschutzes bereits berücksichtigt: „Unter Beachtung des Grund-

satzes der Wirtschaftlichkeit soll das Gesetz im Interesse des Klimaschutzes, der Schonung 

fossiler Ressourcen und der Minderung der Abhängigkeit von Energieimporten dazu beitragen, 

die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung sowie eine weitere Erhöhung des 

Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte zu erreichen 

und eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermöglichen.“ Auszug aus §1 

GEGvi In Forschungsvorhaben wird derzeit diskutiert, ob, wann und wie die Hauptanforderung 

zur Begrenzung des Aufwandes an Primärenergie, nicht erneuerbar durch eine Anforderung 

zur Begrenzung der Treibhausgasemissionen ersetz oder ergänzt werden kann.  

 

Im Ordnungsrecht Deutschlands existieren bisher keine Anforderungen zur Begrenzung der 

Treibhausgasemissionen im Lebenszyklus von Gebäuden auf Basis der angewandten Ökobi-

lanzierung. Förderprogramme der KfW zu Klimafreundlichen Neubauten können jedoch als 

Vorstufe interpretiert werden. In aktuellen Studien werden Möglichkeiten und Voraus-setzun-

gen für eine Einführung einer ökobilanziellen Bewertung von Gebäuden in Verbindung mit An-

forderungen zur Begrenzung der Treibhausgasemissionen im Lebenszyklus von Gebäuden 

diskutiert.vii Es wird derzeit davon ausgegangen, dass entsprechende Gesetz-gebungsinitiati-

ven 2025 starten.  

  



Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Notwendigkeit und Ziele des Klimaschutzes im 

Ordnungsrecht in Deutschland auf unterschiedlichen Ebenen verankert sind. Dies hat jedoch 

bisher nicht zu gesetzlichen Anforderungen zur Begrenzung der Treibhausgasemissionen im 

Lebenszyklus von Gebäuden und zu Vorgaben hinsichtlich der Anwendung einer ökobilanzi-

ellen Bewertung im Detail geführt. Die Voraussetzungen hierfür sind jedoch bereits heute ge-

geben. Sie können beim Planen, Bauen und Betreiben im Verantwortungsbereich von Institu-

tionen der öffentlichen Hand auch ohne gesetzliche Anforderungen genutzt und angewendet 

werden. Die öffentliche Hand kann so ihrer im Klimaschutzgesetz definierten Vorbildfunktion 

gerecht werden. 

 

 

 

 
i  https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html  
ii  https://www.gesetze-im-internet.de/ksg/KSG.pdf  
iii  https://rsf.uni-greifswald.de/storages/uni-greifswald/fakultaet/rsf/lehrstuehle/ls-schlacke-IFEUS/Schla-

cke_Landes-Klimaschutzgesetzgesetze_im_Vergleich_12.03.2022.pdf 
iv  https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/A/allgemeine-verwaltungsvorschrift-zur-beschaffung-

klimafreundlicher-leistungen-avv-klima.pdf?__blob=publicationFile&v=3  
v  https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1a.html 
vi  https://www.gesetze-im-internet.de/geg/__1.html 
vii  https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/bbsr-online/2023/bbsr-online-44-2023-

dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2  
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